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Einzelplan 13: Ministerium für Verkehr 

Förderung von nichtbundeseigenen Eisenbahnen 
nach dem Landeseisenbahnfinanzierungsgesetz 
(Kapitel 1303) 

Güterverkehrsstrecken mit geringen Frachtvolumen sowie sogenannte 
Entwicklungsstrecken sollten mit den knappen Fördermitteln nur dann 
gefördert werden, wenn sie eine realistische Perspektive für einen re-
gelmäßigen Schienenverkehr und ein Mindestfrachtvolumen nachwei-
sen können.  

Auf die 100-Prozent-Förderung bei Sonderprogrammen sollte verzich-
tet werden. 

1 Ausgangslage 

In Baden-Württemberg gibt es 20 nichtbundeseigene Unternehmen, die 
öffentliche Eisenbahninfrastrukturen betreiben. Deren Eigentümer sind priva-
te oder öffentliche Unternehmen beziehungsweise die öffentliche Hand 
(Gemeinden, Städte, Kreise). Die Infrastruktur der nichtbundeseigenen 
Eisenbahnen umfasst nach Angaben des Ministeriums 860 km öffentliche 
Eisenbahnstrecke sowie Eisenbahnanlagen in Binnenhäfen, in Anlagen des 
kombinierten Verkehrs sowie 340 nicht öffentliche Gleisanschlüsse von In-
dustrie- und Gewerbegebieten.  

Unterschieden wird zwischen Personen- und Güterverkehrsstrecken sowie 
sogenannten Entwicklungsstrecken. Bei Entwicklungsstrecken wurde der 
reguläre Betrieb eingestellt. Sie werden derzeit weder im Personen- noch im 
Güterverkehr regelmäßig genutzt. Das Land strebt an, dass diese erhalten 
werden, um eine zukünftige regelmäßige Nutzung offenzuhalten.  

Nichtbundeseigene Eisenbahninfrastrukturunternehmen erhalten vom Land 
Zuwendungen nach dem Landeseisenbahnfinanzierungsgesetz. Bewilli-
gungs- und Zahlstelle ist das Ministerium für Verkehr. 

Im Rahmen des „Oberbauprogramms“ fördert das Land Maßnahmen der 
Instandhaltung und Erneuerungsinvestitionen. Es stellt für alle Streckenarten 
dafür jährlich Mittel bereit (2015 und 2016 jeweils 8 Mio. Euro). Zusätzlich 
hat das Land 2015 für das Sonderprogramm „Nachhaltige Ertüchtigung der 
Infrastruktur" und 2016 für das Sonderprogramm „Fahrgastseitige Maßnah-
men" jeweils 10 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. 2017 ist das Sonderpro-
gramm „Bahnfunk" geplant. Der Fördersatz für das „Oberbauprogramm“ 
beträgt 75 Prozent und für die Sonderprogramme 100 Prozent der bewillig-
ten zuwendungsfähigen Ausgaben. 
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Der Rechnungshof prüfte die Abwicklung der gesamten Förderung. Einbe-
zogen wurden 87 Verfahren der Jahre 2009 bis 2015 zur Förderung von 17 
verschiedenen Eisenbahninfrastrukturunternehmen. 

 

2 Prüfungsergebnisse 

2.1 Fördergrundsätze sind nicht vorhanden 

Eine Zuwendungsrichtlinie oder Fördergrundsätze gibt es nicht. Einzelheiten 
zum Förderverfahren, die zuwendungsfähigen Maßnahmen für das „Ober-
bauprogramm“ und die Zweckbindung der Förderung hat das Ministerium für 
Verkehr in Vermerken geregelt. Der Fördersatz für das „Oberbauprogramm“ 
ergibt sich aus den Erläuterungen im Staatshaushaltsplan. 

 

2.2 Konkrete Förderziele werden nicht festgelegt 

Das Ministerium für Verkehr hat für die Förderung übergeordnete politische 
Ziele festgelegt: Verkehre sollen von der Straße auf die Schiene verlagert 
und Kfz-bedingte Verkehrs- und Umweltbelastungen verringert werden. Das 
Ministerium hat diese Programmziele jedoch nicht konkretisiert: Weder in 
den Bewilligungsbescheiden des „Oberbauprogramms“ noch der Sonder-
programme wird bestimmt, was mit der Zuwendung konkret erreicht werden 
soll.  

 

2.3 Entwicklungsstrecken und schwach ausgelastete Güterverkehrs-
strecken werden ohne Prüfung des Potenzials gefördert 

Zuwendungen erhalten alle nichtbundeseigenen Eisenbahninfrastruktur-
unternehmen, die einen Antrag stellen. Die Auslastung der Strecke hat auf 
die Höhe der Zuwendung keinen Einfluss. 

Das Land hat 2013 die Förderung auf sogenannte Entwicklungsstrecken 
ausgedehnt. Auf diesen findet heute ausschließlich Ausflugs- und Touris-
musbahnbetrieb statt. Das Land will diese Infrastrukturen für eine mögliche 
künftige Nutzung mit regelmäßigem Personen- oder Güterverkehr erhalten 
und Streckenstilllegungen mit Entwidmungen vermeiden. Es macht jedoch 
keine Vorgaben, in welchem konkreten Zeitraum und in welchem Umfang 
ein regelmäßiger Verkehr zu entwickeln ist. Nachweise oder Konzepte für 
die perspektivische Entwicklung der Strecken werden für die Förderung nicht 
gefordert. 
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Der Zweckverband Kandertalbahn erhält seit 2013 für die Eisenbahninfra-
struktur der Kandertalbahn (Haltingen - Kandern) Zuwendungen. Das Minis-
terium hatte die Strecke 2013 zur Entwicklungsstrecke erklärt. Regelmäßiger 
öffentlicher Personennahverkehr findet nicht statt. Lediglich in den Som-
mermonaten verkehren sonntags historische Züge. 

Abbildung 1:  Haltepunkt Hammerstein an der Kandertalbahn 

 
 

Ein weiteres Ziel des Landes ist es, Güterverkehre von der Straße auf die 
Schiene zu verlagern. Die Güterverkehrsstrecken sollen in einem nutzungs-
fähigen Zustand erhalten werden. Das Frachtaufkommen der Vorjahre wird 
herangezogen, um die Höhe der Zuwendung zu berechnen. Die Bewilligun-
gen enthalten jedoch keine Vorgaben, welches Frachtvolumen künftig min-
destens erreicht werden soll. Tatsächlich haben auf den meisten Güterver-
kehrsstrecken der Verkehr und das Frachtvolumen in den letzten Jahren 
abgenommen. Dies führt dazu, dass das Land Güterverkehrsstrecken för-
dert, auf denen nur in geringem Umfang beziehungsweise überhaupt kein 
Eisenbahnverkehr mehr stattfindet:  

So erhielt z. B. die Ablachtalbahn GmbH in den vergangenen Jahren regel-
mäßig Zuwendungen für die Güterverkehrsstrecke zwischen Mengen, Saul-
dorf und Stockach (Ablachtalbahn). Die Strecke zwischen Mengen und 
Sauldorf wird aktuell nur von einem Unternehmen genutzt. Auf dem Stre-
ckenabschnitt zwischen Sauldorf und Stockach gibt es keinen Eisenbahn-
verkehr. Für die Sanierung dieses Streckenabschnitts hatte das Land 2009 
aus dem Konjunkturpaket II 5 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. 
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Abbildung 2: Güterverkehrsstrecke der Ablachtalbahn GmbH 

 
Bildrechte: Lencer; Lizenz: Creative Commons Legal Code 
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/legalcode) 
 

2.4 Bemessung der Zuwendungen ist nicht transparent 

Die Förderanträge für das „Oberbauprogramm“ umfassen wiederkehrende 
Instandhaltungs- und Investitionsmaßnahmen, die die meisten Unternehmen 
an ihren eigenen mittelfristigen Sanierungsprogrammen ausrichten. Mit den 
Sonderprogrammen werden in der Regel ausschließlich Investitionsmaß-
nahmen gefördert. 

Da die Haushaltsmittel immer geringer sind als die beantragten Zuwendun-
gen, hat das Ministerium für die einzelnen Förderprogramme Berechnungs-
modi entwickelt, um die zuwendungsfähigen Ausgaben zu reduzieren. Es 
handelt sich um reine Rechenmodelle ohne Berücksichtigung der Notwen-
digkeit und Dringlichkeit der Förderung. Gegenüber den Zuwendungsemp-
fängern werden diese Rechenmodelle nicht offengelegt. 

Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt trotz reduzierter Fördersumme sum-
marisch für alle beantragten Maßnahmen. Die Entscheidung, welche Maß-
nahmen mit den bewilligten Mitteln umgesetzt werden, bleibt den Zuwen-
dungsempfängern überlassen. 

 

2.5 Sonderprogramm 2015 und „Oberbauprogramm“ sind nicht klar 
abgegrenzt 

Als Abgrenzung des „Oberbauprogramms“ zum Sonderprogramm 2015 
„Nachhaltige Ertüchtigung der Infrastruktur" legte das Ministerium fest, dass 
laufende Unterhalts- und Instandsetzungsarbeiten sowie kleinere Maßnah-

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/legalcode
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men aus den regulären Haushaltsmitteln und größere Maßnahmen aus den 
Sondermitteln gefördert werden sollen. In den Förderakten sind die Ent-
scheidungskriterien für die Zuordnung zu einem bestimmten Programm nicht 
dokumentiert. Gleichartige Maßnahmen wurden ohne nachvollziehbare 
Gründe manchmal dem einen und manchmal dem anderen Programm zu-
geordnet. Das Ministerium hat dadurch für gleiche Fördertatbestände unter-
schiedliche Fördersätze angewandt.  

So haben für die Beseitigung von Schlammstellen vier Unternehmen Zu-
wendungen beantragt. Bei zwei Unternehmen hat das Ministerium diese 
Maßnahme dem Sonderprogramm und bei zwei Unternehmen dem „Ober-
bauprogramm“ zugeordnet. Durch die Zuordnung zum Sonderprogramm 
erhielt ein Unternehmen eine Förderung von 90.000 Euro. Bei Zuordnung 
zum „Oberbauprogramm“ hätte es wegen des geringeren Fördersatzes und 
der Kürzung durch das Rechenmodell 50.000 Euro weniger Zuwendungen 
erhalten. 

 

2.6 100-Prozent-Förderungen der Sonderprogramme nicht nachvoll-
ziehbar 

Die 100-prozentige Förderung der zuwendungsfähigen Ausgaben bei den 
Sonderprogrammen ist nicht nachvollziehbar. Es ist nicht ersichtlich, dass 
hier ein größeres Landesinteresse als beim allgemeinen „Oberbaupro-
gramm“ vorliegt. Ebenso ist nicht belegt, dass der Zuwendungszweck nur 
bei Übernahme sämtlicher zuwendungsfähiger Ausgaben erreicht wird. 

 

3 Empfehlungen 

3.1 Förderrichtlinien erstellen 

Das Ministerium für Verkehr sollte anhand der „Grundsätze für Zuwendungs-
richtlinien" Förderrichtlinien für die Förderung nichtbundeseigener Eisenbah-
nen erstellen. Darin sind mindestens die Zuwendungsziele und Zuwen-
dungsvoraussetzungen, der Zuwendungszweck, die Finanzierungsart, die 
zuwendungsfähigen Maßnahmen und Ausgaben sowie die Höhe der Zu-
wendung festzulegen. 

 

3.2 Förderziele konkretisieren und Erfolgskontrollen durchführen 

Der Rechnungshof hält es für erforderlich, die bisher allgemein gehaltenen 
Förderziele zu konkretisieren. Insbesondere bei der Bewilligung von Investi-
tionsmaßnahmen, die über eine Instandhaltung hinausgehen, ist das För-
derziel konkret zu bestimmen. 

Das Ministerium sollte, wie in § 2 Landeseisenbahnfinanzierungsgesetz 
vorgesehen, einen Fünfjahresplan für die zu fördernden Vorhaben aufstel-
len. 
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Durch Erfolgskontrollen ist zu prüfen, ob die mit der Zuwendung angestreb-
ten Ziele erreicht worden sind. Die Zuwendungsempfänger haben im Ver-
wendungsnachweis die Zielerreichung nachzuweisen. 

 

3.3 Nachweise zur Perspektive sogenannter Entwicklungsstrecken 
und bei Güterverkehrsstrecken fordern 

Die Zuwendungen für Entwicklungsstrecken und Güterverkehrsstrecken sind 
mit zeitlichen und inhaltlichen Vorgaben für die Entwicklung der Strecke, des 
Verkehrs und des Frachtaufkommens zu verbinden. Werden diese Vorga-
ben wiederholt verfehlt, sollte die weitere Förderung wegen Perspektivlosig-
keit eingestellt werden. 

 

3.4 Zuwendungsfähige Ausgaben pauschalieren und Festbetrags-
finanzierung einführen 

Für die Ermittlung der zuwendungsfähigen Ausgaben regt der Rechnungs-
hof an, anstelle der bisherigen Berechnungsgrundlagen und Rechenmodelle 
ein standardisiertes Verfahren mit Pauschalen für die zuwendungsfähigen 
Ausgabepositionen einzuführen. 

Für regelmäßig wiederkehrende Instandhaltungsmaßnahmen wie Schwel-
lenaustausch, das Instandsetzen von Weichen und Vegetationsarbeiten 
sollte eine Pauschale je Abrechnungseinheit festgelegt werden. Darüber 
hinaus sollte auch für Investitionsmaßnahmen die Einführung von Pauscha-
len für die Ermittlung der zuwendungsfähigen Ausgaben geprüft werden. Die 
Zuwendungen sind als Festbetrag zu bewilligen. 

 

3.5 Sonderprogramme klar abgrenzen und auf 100-Prozent-
Förderungen verzichten 

Sonderprogramme müssen vom „Oberbauprogramm“ klar abgegrenzt sein 
und getrennt abgewickelt werden. Der „De-luxe-Fördersatz“ von 100 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben bei Sonderprogrammen sollte deutlich 
reduziert werden. 

 

4 Stellungnahme des Ministeriums 

Das Ministerium für Verkehr führt aus, dass mit der Förderung von Entwick-
lungsstrecken die Infrastruktur von derzeit noch schwach ausgelasteten 
Strecken mit Entwicklungspotenzial erhalten und verbessert werden solle. 
Voraussetzung für eine stärkere Nutzung von Strecken sei deren Qualität. 
Die Einstufung als Entwicklungsstrecke sei in Zusammenarbeit mit der Nah-
verkehrsgesellschaft Baden-Württemberg erfolgt. Auf eine Förderung von 
Güterverkehrsstrecken könne das Land keinesfalls verzichten, um eine Ver-
lagerung von Güterverkehren von der Schiene auf die Straße zu verhindern. 
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Für den Erhalt und den Ausbau von Infrastruktur könne die aktuelle Auslas-
tung nicht als alleiniger Maßstab gelten. 

Bei der Förderung nach dem Landeseisenbahnfinanzierungsgesetz handele 
es sich nicht um eine Projektförderung im eigentlichen Sinn. Vielmehr sei 
Ziel, die Eisenbahninfrastrukturen im Land zu verbessern und Streckenstill-
legungen zu vermeiden. Das Ministerium werde jedoch künftig bei der Bewil-
ligung die Umsetzung größerer Investitionsmaßnahmen als konkrete För-
derziele definieren. 

Eine Förderung von 100 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben bei den 
Sonderprogrammen 2015 und 2016 sei erforderlich gewesen, da die nicht-
bundeseigenen Eisenbahnen bei der Programmhöhe von 10 Mio. Euro zur 
Finanzierung eines Eigenanteils von 25 Prozent nicht in der Lage waren. Die 
Umsetzung der Maßnahmen sei im Interesse des Landes erfolgt. Beim Son-
derprogramm 2017 für den Bahnbetriebsfunk werde der Fördersatz auf 
75 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben begrenzt. 

 

5 Schlussbemerkung 

Der Rechnungshof bleibt bei seiner Forderung, Zuwendungen für Entwick-
lungsstrecken und Güterverkehrsstrecken mit zeitlichen und inhaltlichen 
Vorgaben für die Entwicklung der Strecke, des Verkehrs und des Frachtauf-
kommens zu verbinden.  

Es geht nicht darum, unreflektiert auf die Förderung dieser Strecken zu ver-
zichten. Eine Förderung ohne Nachweis einer realistischen Perspektive für 
einen regelmäßigen Schienenverkehr oder ein Mindestfrachtvolumen ist 
aber nicht zu vertreten. Angesichts der knappen Fördermittel ist es nicht 
hinnehmbar, dass einerseits Bahnen ohne wirtschaftlichen und infrastruktu-
rellen Nutzen über viele Jahre gefördert werden, und andererseits Bahnen, 
welche die Last des täglichen öffentlichen Personennahverkehrs und Güter-
verkehrs bestreiten, nicht mehr in der Lage sind, den Eigenanteil für die 
nachhaltige Ertüchtigung der Infrastruktur zu leisten.  

 

 

 


	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2016
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Vergabe von Gutachten/Beratungsleistungen(Landtagsdrucksache 16/150)
	2.2 Straßenbetriebsdienst an Landesstraßen(Landtagsdrucksache 16/400)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2015
	2 Haushaltsrechnung 2015
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste
	6.1 Haushaltsreste 2014 und 2015
	6.2 Verteilung der Ausgabereste 2015
	6.3 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2007 bis 2016
	1.2 Steuereinnahmen
	1.3 Sonstige Einnahmen
	1.3.1 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen
	1.3.3 Kreditaufnahmen und besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2007 bis 2016
	2.2 Personalausgaben
	2.3 Sonstige Ausgaben
	2.3.1 Sächliche Verwaltungsausgaben und Schuldendienst
	2.3.2 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.3.3 Baumaßnahmen, sonstige Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.3.4 Besondere Finanzierungsausgaben


	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme
	1.3 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.4 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.5 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich 2014 und 2015

	2 Rücklagen und Sondervermögen
	3 Entwicklung der Jahresergebnisse
	4 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	1 Ausgangslage
	2 Entwicklung bis einschließlich 2017
	2.1 Zulässige Kreditaufnahme im abgelaufenen Haushaltsjahr 2016
	2.2 Zulässige Kreditaufnahme, Nettokreditaufnahme und Kontrollkonto von 2013 bis 2017
	2.3 Neuregelung 2017
	2.3.1 Änderung der Verordnung zu § 18 Landeshaushaltsordnung ab 01.01.2017
	2.3.2 Haltung des Rechnungshofs
	2.3.3 Umsetzung im Haushalt 2017

	2.4 Ausblick
	2.5 Auswirkungen der Neuregelung der Bund-Länder-Finanz-beziehungen ab 2020

	3 Empfehlungen
	3.1 Abbau der impliziten Verschuldung auch weiterhin konkretisieren
	3.2 Abbau der impliziten Verschuldung auf Landesschulden begrenzen

	1 Ausgangslage
	2 Empfehlungen des Rechnungshofs in der Denkschrift 2016 aufBasis des Finanzplans 2016
	3 Staatshaushaltsplan 2017
	3.1 Ausgabensteigerung
	3.2 Stellenzuwachs
	3.3 Einsparungen in Ressorthaushalten
	3.4 Neuregelung der Finanzbeziehungen zwischen Land undKommunen

	4 Mittelfristige Finanzplanung 2017
	4.1 Eckdaten
	4.2 Vergleich der Mittelfristigen Finanzplanung 2017 mit denFinanzplänen 2013 bis 2016

	5 Fazit und Ausblick
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung
	1.2 Dokumenten- und Schriftgutverwaltungssystem

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Modernisierung von DSV zu DSV-neu
	2.2 Nutzung von DSV und DSV-neu
	2.3 Betrieb von DSV-neu
	2.4 Aktenführung und elektronisches Arbeiten
	2.5 Landeseinheitliche E-Akte

	3 Empfehlungen
	3.1 Schriftliche Verträge schließen und Leistungserbringung sicherstellen
	3.2 Betrieb konsolidieren und Betriebskosten verursachergerecht verrechnen
	3.3 Migrationsaufwand beim Übergang zur E-Akte minimieren
	3.4 Landeseinheitliche E-Akte einführen
	3.5 Einsparpotenzial durch E-Akte ermitteln und realisieren
	3.6 Vollständige und realitätsnahe Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen durchführen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Der Begriff Museumsbahn ist nicht definiert
	2.2 Landeskonzept für Museumsbahnen fehlt
	2.3 Museumsbahnen sind selten in Betrieb
	2.4 Mehrere staatliche Stellen befassen sich mit der Förderung von Museumsbahnen
	2.5 Die Förderung aus dem EU-Programm LEADER kann zu erheblichen Problemen führen
	2.6 Förderverfahren und Durchführung teilweise mangelhaft
	2.6.1 Planung und Umsetzung von Maßnahmen unzureichend
	2.6.2 Gutachten und Kostenschätzungen nicht verlässlich
	2.6.3 Einhaltung der Zweckbindungsfristen fraglich
	2.6.4  Zuwendungsempfänger verletzten ihre Mitteilungspflicht
	2.6.5 Nachweis von Eigenleistungen bei der Denkmalförderung widersprüchlich
	2.6.6 Vergabevorschriften unzulänglich eingehalten und geprüft


	3 Empfehlungen
	3.1 Landesweites Förderkonzept „Museumsbahnen“ erstellen
	3.2 Sachgerechte Vorgaben für Museumsbahnen festlegen
	3.3 Fachtechnische Prüfung einheitlich durchführen
	3.4 Förderung aus einer Hand

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Stellenentwicklung von 2003 bis 2013
	2.2 Stellenmehrungen ab 2015
	2.3 Zukünftige Stellenzuwächse
	2.4 Wie werden neue Stellen begründet?
	2.4.1 Offensivkonzept zur Bekämpfung des Wohnungseinbruchdiebstahls
	2.4.2 Sonderprogramm Bekämpfung des islamistischen Terrorismus (1. Anti-Terror-Paket)


	3 Empfehlungen
	3.1 Personalbedarf sorgfältig und methodisch nachvollziehbar ermitteln
	3.2 226 kw-Vermerke wieder aufnehmen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Auslastung der Kapazitäten und Stand-by-Betrieb
	2.2 Bestandteile einer Erstaufnahmeeinrichtung
	2.3 Kosten der Baumaßnahmen
	2.4 Anforderungen des Asylverfahrens an eine Landeserstaufnahmeeinrichtung
	2.5 Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Migration undFlüchtlinge
	2.6 Einbeziehung der Prüfungsergebnisse in ein neues Standortkonzept der Landesregierung

	3 Empfehlungen
	3.1 Kasernenareale nutzen
	3.2 Alternativlösungen für den Stand-by-Betrieb entwickeln
	3.3 Anforderungen an eine Landeserstaufnahmeeinrichtung
	3.4 Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Migration undFlüchtlinge verbessern
	3.5 Rechtsgrundlagen flexibel gestalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Darstellung und Verwendung von Erträgen
	2.2 Management nicht-forstlicher Nutzungen
	2.2.1 IT-Unterstützung
	2.2.2 Controlling

	2.3 Entgelte

	3 Empfehlungen
	3.1 Einnahmen aus forstuntypischen Nutzungen, Vermietung und Verpachtung im Landeshaushalt getrennt ausweisen
	3.2 Management für nicht-forstliche Nutzungen aufbauen
	3.2.1 IT-Unterstützung verbessern
	3.2.2 Nicht-forstliche Nutzungen im Controlling berücksichtigen

	3.3 Entgelte marktgerecht gestalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Überblick und Unterschiede der Online-Messnetze
	2.2 Einsparpotenzial im Luftmessnetz
	2.3 IT-Koordination und Vertragsmanagement
	2.4 Informationssicherheit
	2.5 Kooperationen und IT-Fachverfahren
	2.6 IT-Neuordnung und die Messnetze
	2.7 Abgrenzung der Zuständigkeit für die Netze der LUBW 
	2.8 Kosten- und Leistungsrechnung

	3 Empfehlungen
	3.1 Risikomanagement- und Alarmierungssystem im Luftmessnetz einführen
	3.2 IT koordinieren und Verträge managen
	3.3 Informationssicherheit weiterführen
	3.4 IT-Fachverfahren analysieren und Kooperationen fördern
	3.5 IT der Messnetze ordnen und auf BITBW übertragen
	3.6 Kosten- und Leistungsrechnung ausbauen

	4 Stellungnahme der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Festsetzung von Hinterziehungszinsen
	2.2 IT-Unterstützung
	2.3 Maßnahmen der Oberfinanzdirektion Karlsruhe
	2.4 Informationsaustausch zwischen Straf- und Bußgeldsachenstellen und Veranlagungsstellen
	2.5  Landesweite Bedeutung der Ergebnisse

	3 Empfehlungen
	3.1 Zinsfestsetzung in nicht verjährten Fällen prüfen
	3.2 Bedienstete der Veranlagungsstellen schulen
	3.3 IT-Unterstützung optimieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Cash-Management
	2.2 Kapitalausstattung 
	2.3 Personal
	2.3.1 Tarifverträge
	2.3.2 Arbeitszeit
	2.3.3 Vergütung und weitere Tarifbedingungen

	2.4 Sitz der Gesellschaft in Baden-Baden
	2.5 Beteiligung an der Baden-Baden Kur & Tourismus GmbH

	3 Empfehlungen
	3.1 Cash-Management optimieren
	3.2 Kapitalausstattung reduzieren
	3.3 Tarifbedingungen und Vergütungsstrukturen optimieren
	3.3.1 Einheitlichen Tarifvertrag vereinbaren
	3.3.2 Personalkosten senken

	3.4 Sitz der Gesellschaft verlegen 
	3.5 Beteiligung an der Baden-Baden Kur & Tourismus GmbH aufgeben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Kostenentwicklung und ungenügende Projektsteuerung
	2.2 Mehrkosten für besondere Architektur und Betriebskosten
	2.3 Bauzeitverlängerung durch gestörten Bauablauf
	2.4 Mehrkosten wegen nicht erforderlicher Trennung des Gebäudes

	3 Empfehlungen
	3.1 Architektonische Gestaltung und Baukosten
	3.2 Projektmanagement und Controlling

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Fördergrundsätze sind nicht vorhanden
	2.2 Konkrete Förderziele werden nicht festgelegt
	2.3 Entwicklungsstrecken und schwach ausgelastete Güterverkehrsstrecken werden ohne Prüfung des Potenzials gefördert
	2.4 Bemessung der Zuwendungen ist nicht transparent
	2.5 Sonderprogramm 2015 und „Oberbauprogramm“ sind nicht klar abgegrenzt
	2.6 100-Prozent-Förderungen der Sonderprogramme nicht nachvollziehbar

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderrichtlinien erstellen
	3.2 Förderziele konkretisieren und Erfolgskontrollen durchführen
	3.3 Nachweise zur Perspektive sogenannter Entwicklungsstrecken und bei Güterverkehrsstrecken fordern
	3.4 Zuwendungsfähige Ausgaben pauschalieren und Festbetrags-finanzierung einführen
	3.5 Sonderprogramme klar abgrenzen und auf 100-Prozent-Förderungen verzichten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vorabstimmung mit den Wasserbehörden und den betroffenen Kommunen ist häufig unzureichend
	2.2 Wasserwirtschaftliche Daten zu wenig beachtet 
	2.3 Kommunikation der Fachverwaltungen nicht ausreichend
	2.4 Planungen für Ersatzbauwerke trotz Verkehrsbeschränkungen der Brücken nicht vorangetrieben

	3 Empfehlungen
	3.1 Integrierte Planung durch interdisziplinäre Zusammenarbeit von Straßenbau- und Wasserwirtschaftsverwaltung 
	3.2 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Straßenbauverwaltung zu wasserwirtschaftsfachlichen Anforderungen schulen 

	4 Stellungnahme der Ministerien
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Anatomische Forschung
	2.2 Anatomische Lehre
	2.3 Weiterbildung
	2.4 Umgang mit den Körperspenden
	2.5 Personalstruktur und Perspektiven der anatomischen Institute

	3 Empfehlungen
	3.1 Lehre
	3.2 Weiterbildung
	3.3 Umgang mit Körperspenden
	3.4 Struktur und Perspektiven der anatomischen Institute

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Forschung und Lehre
	4.2 Struktur und Perspektiven der anatomischen Institute 

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Studiengänge und Studienstruktur
	2.2 Studierendenzahlen
	2.3 Ausstattung der Institute
	2.4 Haushalts- und Wirtschaftsführung

	3 Empfehlungen
	3.1 Zukunft der Institute für Sinologie
	3.2 Nachfrage nach Studienplätzen
	3.3 Studienstruktur
	3.4 Zusammenarbeit mit den Konfuzius-Instituten

	4 Stellungnahme des Ministeriums 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Professoren
	2.2 Befristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter
	2.3 Unbefristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter

	3 Empfehlungen
	3.1 Voraussetzungen für das Fakultätsdeputat
	3.2 Genehmigung und Umsetzung des Fakultätsdeputats
	3.3 Integration des Zentrums für Astronomie

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Positives Fazit
	4.2 Umsetzung der Empfehlungen des Rechnungshofes
	4.3 Ausblick

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Materialprüfungsanstalt Stuttgart
	2.1.1 Hohe Leistungsfähigkeit und Synergien
	2.1.2 Zu geringe Produktivität und negatives Rechnungsergebnis
	2.1.3 Unzureichendes Forderungsmanagement
	2.1.4 Weitere Verbesserungspotenziale

	2.2 Materialprüfungsanstalt Karlsruhe
	2.2.1 Eigenes Kompetenzprofil
	2.2.2 Organisatorische Defizite
	2.2.3 Negatives Rechnungsergebnis
	2.2.4 Defizite in der Kalkulation und beim Forderungsmanagement
	2.2.5 Weitere Feststellungen


	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an die Universität Stuttgart
	3.1.1 Materialprüfungsanstalt wirtschaftlich konsolidieren
	3.1.2 Organisation und Personalwirtschaft verbessern

	3.2 Empfehlungen an das Karlsruher Institut für Technologie
	3.2.1 Materialprüfungsanstalt wirtschaftlich konsolidieren
	3.2.2 Organisation und Personalwirtschaft verbessern


	4 Gemeinsame Stellungnahme des Wissenschaftsministeriums, der Universität Stuttgart und des KIT
	4.1 Materialprüfungsanstalt Stuttgart
	4.2 Materialprüfungsanstalt Karlsruhe

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Strategische Bedeutung 
	2.2 Professionelle Vorbereitung und wirtschaftliche Steuerung 
	2.3 Kooperationen 
	2.4 Begleitprogramme und Museumspädagogik 
	2.5 Besucherevaluation
	2.6 Beschwerdemanagement/Warteschlangenmanagement
	2.7 Ausschreibungen und Vergaben 
	2.8 Landeszuschuss

	3 Empfehlungen
	3.1 Kooperationen anstreben
	3.2 Begleitprogramme und Museumspädagogik anbieten
	3.3 Besucherevaluation durchführen
	3.4 Vergaberecht einhalten
	3.5 Landeszuschuss modifizieren

	4 Stellungnahmen 
	4.1 Landesmuseen
	4.2 Wissenschaftsministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vergleich mit anderen Landesmuseen
	2.2 Einsparpotenziale
	2.3 Straffung der Aufbauorganisation
	2.4 Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung
	2.5 Verbesserungspotenziale in der Personalwirtschaft
	2.6 Depotsituation

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an das ZKM
	3.2 Empfehlungen an das Land 

	4 Stellungnahmen
	4.1 Zentrum für Kunst und Medien Karlsruhe 
	4.2 Wissenschaftsministerium 
	4.3 Oberbürgermeister der Stadt Karlsruhe

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Prüfung 2013
	2.2 Ergänzende Prüfung 2016
	2.3 Feststellungen zu den Forschungsprojekten

	3 Empfehlungen
	3.1 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	3.2 Wissenschaftsministerium
	3.3 Weiterführung der WIN-Projekte
	3.4 Durchführung, wissenschaftliche Steuerung und Finanzsteuerung künftiger Akademieprojekte

	4 Stellungnahme der Akademie der Wissenschaften
	4.1 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	4.2 Laufende und künftige Akademieprojekte

	5 Stellungnahme des Ministeriums
	Denkschrift 2017 - Beitrag Nr. 15.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2017
	Beitrag Nr. 15
	Förderung von nichtbundeseigenen Eisenbahnen nach dem Landeseisenbahnfinanzierungsgesetz


